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Liebe Kolleginnen und 
Kollegen,

Die "Beihilfe" ist eine schwierige Materie. Sie
ist nicht bundeseinheitlich geregelt, dennoch
orientieren sich viele Länder an den Beihilfe-
vorschriften des Bundes (BhV).  Dieser Ratge-
ber erläutert die Beihilfevorschriften des
Saarlandes. 

In diesem Ratgeber  informieren wir Euch in
Auszügen über das Beihilferecht, die Beihilfe-
vorschriften bzw. Beihilfeverordnungen. Die
sehr umfangreichen Gesetzestexte haben wir für
euch in 5 Kapitel zusammengefasst.  Diese be-
fassen sich mit den Themen, Antragsstellung,
wichtige Sachthemen, Bemessung, Kosten-
dämpfungspauschale und den Rechtsgrundla-
gen.

Desweiteren findet ihr in diesem Heft ein Bei-
hilfe-Antragsformular als Musterantrag ausge-
füllt. 

Wir hoffen Euch damit eine kleine Hilfe zur
besseren Orientierung im „Amtsdeutsch-
Dschungel“  zu geben. �

EEuurree  JJuunnggee  GGEEWW  SSaaaarrllaanndd
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VORWORT

Rettet die
Bildu g!n



1.1
Beihilfeberechtigt und damit auch antragsbe-

rechtigt sind Bezieher laufender Dienst-, An-
wärter- oder Versorgungsbezüge. Außerdem
kann für einen nicht selbst beihilfeberechtigten
Ehegatten und berücksichtigungsfähige Kinder
Beihilfe beantragt werden (Ausnahme: Gesamt-
betrag der Einkünfte des Ehegatten im Kalen-
derjahr vor der Antragsstellung über 16.000,- €
- vgl. dazu den entspr. Einkommensteuerbe-
scheid).

1.2
Der Antrag auf Beihilfe ist mit dem amtlichen

Beihilfevordruck zu stellen. Beihilfe zu pflege-
bedingten Aufwendungen wird mit einem be-
sonderen Vordruck beantragt. Der Antrag ist
sorgfältig und vollständig auszufüllen, insbe-
sondere muss der Antrag unterschrieben wer-
den. Falls eine eigenhändige Unterschrift des
Beihilfeberechtigten nicht möglich ist, kann eine
andere Person unter Vorlage einer schriftlichen
Vollmacht den Antrag stellen. Nicht vollständig
ausgefüllte Vordrucke werden unbearbeitet zu-
rückgesandt. Besondere Angaben zu persönli-
chen Verhältnissen oder deren Änderung
können für die Beihilfefestsetzung wichtig sein.
Es sind dies zum Beispiel:

� Wegfall oder Zugang eines Kindes im Fami-
lienzuschlag 

� Ruhestandsversetzung

� Angaben zu den Einkünften des Ehegatten,
wenn für diesen Aufwendungen geltend ge-
macht werden

� Auch bei unfallbedingten Aufwendungen zu-
sätzliche Angaben unter Punkt 14 des Antrags-
formulars (einschl. einer Unfallschilderung)

Bei einer Änderung in den persönlichen Ver-
hältnissen, die Einfluss auf das Versicherungs-
verhältnis hat, ist unbedingt eine aktuelle
Versicherungsbescheinigung vorzulegen.

1.3
Die Aufwendungen sind nach Personen ge-

ordnet aufzuführen und nach der Art der Auf-
wendungen zu sortieren. Die Belege sind
durchlaufend zu nummerieren und die Rech-
nungsbeträge zu einer Gesamtsumme aufzuad-
dieren.

1.4
Die einzelnen Aufwendungen können durch

Originale, Durchschriften oder gut lesbare Fo-
tokopien nachgewiesen werden.

1.5
Beihilfe zu Aufwendungen für ein Kind, das

bei mehreren Beihilfeberechtigten berücksichti-
gungsfähig ist, wird demjenigen gewährt, der
den Familienzuschlag nach § 40 BbesG oder den
Auslandzuschlag nach § 53 Abs. 4 Nr. 2 BbesG
bezieht.

1.6
Gesetzlich versicherte Beihilfeberechtigte

müssen zu den Rechnungsbelegen den Erstat-
tungsbetrag der Krankenkasse nachweisen.  
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1.7
Eine Beihilfe wird nur gewährt, wenn die Auf-

wendungen innerhalb eines Jahres nach Entste-
hen der Aufwendungen, spätestens jedoch ein
Jahr nach der ersten Ausstellung der Rechnung
beantragt werden. Maßgebend für das Ende der
Jahresfrist ist das Eingangsdatum bei der Beihil-
festelle. Die Frist ist eine Ausschlussfrist. Nur
unter ganz besonderen Voraussetzungen ist im
Rahmen des § 32 des saarländischen Verwal-
tungsverfahrensgesetzes eine Wiedereinsetzung
in den vorigen Stand möglich. 

1.8
Eine Beihilfe kann nur beantragt werden,

wenn die Aufwendungen insgesamt mehr als
100 € betragen. Ist die Summe der Aufwendun-
gen aus 10 Monaten geringer als 100 €, kann ab-
weichend von der Mindestgrenze eine Beihilfe
beantragt werden, um den Eintritt der Verjäh-
rung zu verhindern (Jahresfrist).

1.9
Die von der Festsetzungsstelle zurückgegebe-

nen Belege sind drei Jahre auf-zubewahren und
auf Anforderung wieder vorzulegen, wenn Bei-
hilfe von mehr als 500 €, bei stationären Be-
handlungen und Heilkuren vorn mehr als 
1.000 € gewährt wurde.

Dies gilt nicht, wenn die Belege bei einer Ver-
sicherung verbleiben.

1.10
Auf eine zu erwartende Beihilfe kann in be-

stimmten Fällen eine angemessene Abschlags-
zahlung erfolgen.

1.11
Die Beihilfe wird durch schriftlichen Bescheid

festgesetzt, gegen den das Rechtsmittel des Wi-
derspruchs besteht. Der Widerspruch ist inner-
halb eines Monats nach Bekanntgabe des
Beihilfebescheides bei der Festsetzungsstelle ein-
zulegen.

1.12
Werden Anträge in angemessenen Zeitab-

ständen gestellt, trägt dies dazu bei, Spitzenbe-
lastungen mit längeren Wartezeiten zu
vermeiden.

Grundsätzlich sind nur die Aufwendungen
beihilfefähig die angemessen und notwendig
sind. Über die Angemessenheit und Notwen-
digkeit entscheidet die Festsetzungsstelle, im
Zweifelsfalle - mit Zustimmung des Beihilfebe-
rechtigten - unter Einschaltung des zuständigen
Amtsarztes.
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2.1
Aufwendungen bei dauernder
Pflegebedürftigkeit (§ 6 BhVO)

Maßgebend für die Beihilfefestsetzung ist die
Einstufung in eine von drei Pflegestufen, die von
der Pflegeversicherung vorgenommen wird und
auch für die Beihilfe gilt.

Zu den Aufwendungen für eine notwendige
häusliche, teilstationäre oder vollstationäre
Pflege wird Beihilfe zu den Pflegekosten gezahlt
(bei gesetzlich Versicherten in wertmäßig glei-
cher Höhe wie die Leistung der Pflegekasse).

Bei häuslicher oder teilstationärer Pflege
durch Berufspflegekräfte sind je Kalendermonat
beihilfefähig:

Bei häuslicher Pflege durch andere Personen
(z.B. Verwandte) wird die Pflegepauschale in
Höhe von monatlich:

als beihilfefähig anerkannt.

Wird die Pflege teilweise durch Berufspflege-
kräfte und durch andere geeignete Personen er-
bracht, wird die Pauschalbeihilfe anteilig
gewährt. Das Verhältnis der Inanspruchnahme
entspricht dem der privaten oder sozialen Pfle-
geversicherung.

Bei vollstationärer Pflege in einer zugelasse-
nen Pflegeeinrichtung sind die Aufwendungen

bis zu folgender Höhe beihilfefähig:

Aufwendungen für zusätzliche Betreuungs-
leistungen bis zu einer Höhe von 100,- bzw.
200,- Euro sind behilfefähig, sofern die Pflege-
kasse deren Notwendigkeit feststellt. 

Auch Kosten für Unterkunft und Verpflegung
soweit sie einen einkommensbezogenen Eigen-
anteil übersteigen sind beihilfefähig.

Die Aufwendungen für Pflegehilfsmittel sind
i.R. d. § 5 Abs.1 Nr.9 BhVO beihilfefähig, ebenso
Maßnahmen zur Verbesserung des Wohnumfel-
des bis zur Höhe von 2.556 €.

2.2
Aufwendungen bei Sanatori-
umsaufenthalt (§ 7 BhVO)

Beihilfe wird nur in den Fällen gewährt, in de-
nen ein Amtsarzt die dringende Notwendigkeit
durch ein amtsärztliches Zeugnis bestätigt und
die Festsetzungsstelle die Beihilfefähigkeit vor-
her anerkannt hat.

Die Voranerkennung empfiehlt sich immer,
da in der Regel vorab nicht feststeht, ob tatsäch-
lich eine Akutbehandlung oder eine Sanatori-
umsbehandlung erfolgt. Nur so wird die
Beihilfefähigkeit sichergestellt. Nach Abschluss
der Behandlung - insbesondere in sogenannten
gemischt genutzten Anstalten - stellt die Beihil-
festelle fest, ob eine Akutbehandlung oder eine
Sanatoriumsbehandlung vorlag. Bei fehlender
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Voranerkennung wird im Falle einer Sanatori-
umsbehandlung keine Beihilfe gewährt.

2.3
Aufwendungen bei Heilkuren 
(§ 8 BhVO)

Die Beihilfefähigkeit ist nur bei Vorliegen ei-
nes amtsärztlichen Zeugnisses und bei Voraner-
kennung durch die Beihilfestelle gegeben. Für
Seeheilbäder gilt die Ausschlussfrist vom 15.
Juni bis 15. September.

Für Nachkuren wird keine Beihilfe gezahlt.
Beihilfefähigkeit für Heilkuren besteht nur für
aktive Beamte.

2.4
Aufwendungen bei zahnärztli-
chen Leistungen (§ 9 BhVO)

Aufwendungen für zahntechnische Leistun-
gen sind zur Hälfte beihilfefähig. Für implanto-
logische Leistungen gelten besondere  Erstat-
tungsregelungen. Auf der Webseite des Landes-
amtes für Zentrale Dienste gibt es einen „Zahn-
ersatzrechner“ (Themenportal Besoldung, Ver-
sorgung und Beihilfe), mit dem die Erstattun-
gen durch die Beihilfe errechnet werden kön-
nen.

BBeeaammttee  aauuff  WWiiddeerrrruuff  iimm  VVoorrbbeerreeiittuunnggssddiieennsstt::
Beamtenanwärter haben während des Vorbe-

reitungsdienstes für zahnärztliche Behandlun-
gen nur einen eingeschränkten Beihilfean-
spruch. Daher sind Einlagefüllungen in Keramik
oder Edelmetall sowie aufwendige – und damit
teure – zahnprothetische Versorgungen (Krone,
Brücken, Implantate) für Beamtenanwärter

nicht beihilfefähig. Während der Anwärterzeit
ist nur eine „Standardversorgung“ beihilfefähig!
Einlagefüllungen werden nur für plastische Fül-
lungsmaterialien (Kunststoff) und Amalgam als
beihilfefähig anerkannt. Verschieben Sie prothe-
tische und implantologische Behandlungen!

Aufwendungen für eine kieferorthopädische
Behandlung oder zur Beseitigung von Kiefer-
missbildungen sind grundsätzlich nur beihilfe-
fähig bei Personen, die bei Beginn der
Behandlung das 18. Lebensjahr noch nicht voll-
endet haben. Der behandelnde Arzt muss dabei
bescheinigen, dass die Behandlung zur Herstel-
lung der Kaufähigkeit oder zur Verhütung einer
Krankheit notwendig ist.

2.5
Aufwendungen für psychothe-
rapeutische Behandlungen (§ 5
Abs. 1 Nr. 1 BhVO)

Das am 01.01.1999 in Kraft getretene Psycho-
therapeutengesetz eröffnet dem Patienten ein
Erstzugangsrecht zum psychologischen Psycho-
therapeuten und Kinder- und Jugendpsycho-
therapeuten.

Die Aufwendungen für psychotherapeutische
Behandlungen sind nur dann beihilfefähig,
wenn die Festsetzungsstelle vor Beginn der Be-
handlung die Beihilfefähigkeit der Aufwendun-
gen aufgrund der Stellungnahme eines
Gutachters zur Notwendigkeit und zu Art und
Umfang der Behandlung anerkannt hat.

Vorab sind höchstens 5 probatorische Sitzun-
gen sowie die biographische Anamnese beihil-
fefähig.
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2.6
Gewährung von Beihilfe in To-
desfällen (§ 18 BhVO)

Mit dem Tod des Beihilfeberechtigten endet
grundsätzlich der Beihilfeanspruch. Jedoch kön-
nen sowohl der hinterbliebene Ehegatte als auch
die Kinder Beihilfe unter Vorlage der Original-
belege beantragen. Sind Hinterbliebene nach
Abs. 1 nicht vorhanden, können auch andere
natürliche oder juristische Personen Beihilfe be-
antragen, soweit sie durch die Kosten belastet
sind. 

2.7
Wahlleistungen/ Krankenhaus-
leistungen 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 2 BhVO)

Durch das Haushaltsfinanzierungsgesetz vom
06.04.1995 ist die Beihilfefähigkeit der soge-
nannten Wahlleistungen ab 01.07.1995 im Saar-
land entfallen - von wenigen Ausnahmen
abgesehen ( z.B. wer zu diesem Zeitpunkt das
70. Lebensjahr bereits vollendet hatte).

Wahlleistungen sind neben den allgemeinen
Krankenhausleistungen gesondert vereinbarte
und berechnungsfähige Aufwendungen für  eine
Chefarztbehandlung und die Unterbringung im
Zwei-Bett-Zimmer. Die privaten Krankenversi-
cherungen hatten seinerzeit ihren Kunden in al-
ler Regel 100 % Tarife zur Absicherung dieser
Leistungen angeboten.

2.8
Beförderungskosten 
(§ 5 Abs. Nr. 11 BhVO)

Beihilfefähig sind Beförderungskosten bis zur
Höhe der Kosten der niedrigsten Beförderungs-

klasse regelmäßig verkehrender Beförderungs-
mittel. Bei Fahrten im Einzugsgebiet des Wohn-
ortes (40 km) wird keine Beihilfe gewährt.

2.9
Heilpraktiker 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 1 BhVO)

Heilpraktikerleistungen sind ab 1. Januar
2011 nicht mehr beihilfefähig. 

2.10
Arzneimittel 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 6 BhVO)

Nicht alle verordneten Arzneimittel sind bei-
hilfefähig (z.B. Erkältungs- und Grippemittel
bei Personen über 18 Jahren, Mund- und Ra-
chentherapeutika). Für verschiedene Arznei-
mittel wird Beihilfe nur in bestimmten
Ausnahmefällen gewährt.

Für Gruppen vergleichbarer Arzneimittel
werden vom Bundesausschuss für Ärzte und
Krankenkassen zusammen mit den Spitzenver-
bänden der Krankenkassen Festbeträge festge-
legt. Der Arzt kann dann immer zwischen
mehreren Präparaten einer Gruppe wählen.

Diese Regelung gilt auch im saarländischen
Beihilferecht, vgl. § 5 Abs. 1 Nr. 6 S. 2 BhVO. Ist
für ein Arznei- oder Verbandmittel ein Festbe-
trag nach dem Fünften Buch Sozialgesetzbuch
festgesetzt, sind die Aufwendungen nur bis zu
Höhe des Festbetrags beihilfefähig. Verschreibt
der Arzt ein Medikament, das teurer ist als der
Festbetrag, wird Beihilfe nur auf der Grundlage
des Festbetrags gezahlt.
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2.11
Heilbehandlungen 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 8 BhVO)

Heilbehandlungen (Massagen, Fango, Bäder,
Krankengymnastik...) sind bis zu den im betr.
Erlass geregelten Höchstbeträgen beihilfefähig. 

2.12
Hilfsmittel 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 9 BhVO)

Beihilfefähig sind die im betr. Katalog aufge-
führten Hilfsmittel und Apparate nach ärztli-
cher Verordnung, teilweise auf Höchstbeträge
beschränkt. Aufwendungen für Brillen sind für
Personen bis zur Vollendung des 18. Lebensjah-
res beihilfefähig. 

Für Personen nach Vollendung des 18. Le-
bensjahres sind Sehhilfen beihilfefähig, wenn
auf Grund der Sehschwäche oder Blindheit ent-
sprechend der von der Weltgesundheitsorgani-
sation (WHO) empfohlene Klassifikation des
Schweregrades der Sehbeeinträchtigung beide
Augen eine schwere Sehbeeinträchtigung min-
destens der Stufe 1 aufweisen. Ansonsten sind
Aufwendungen für Brillen ab dem 01.01.2011
nicht beihilfefähig.

2.13
Wissenschaftlich nicht aner-
kannte Behandlungsmethoden
und Mittel (§ 5 Abs. 2 BhVO)

Für diese Behandlungsmethoden und Mittel
wird in der Regel keine Beihilfe gewährt.

Die Beihilfe beträgt:

Für den Beihilfeberechtigten und 
den entpflichteten Hochschullehrer 50 %

für den Versorgungsempfänger 70 %

für den berücksichtigungsfähigen 
Ehegatten 70 %

für berücksichtigungsfähige Kinder 80 %

für nicht selbst beihilfe-
berechtigte Waisen 80 %

der beihilfefähigen Aufwendungen.

Der Bemessungssatz erhöht sich für den Bei-
hilfeberechtigten auf 70 %, wenn mindestens
zwei Kinder berücksichtigungsfähig sind. Sind
beide Elternteile beihilfeberechtigt, erhält nur ei-
ner den erhöhten Bemessungssatz.

Der Bemessungssatz vermindert sich um 
20 % für Empfänger eines Zuschusses zum Bei-
trag für eine private Krankenversicherung von
mindestens 40,90 € monatlich.

Der Bemessungssatz erhöht sich in bestimm-
ten Fällen auf 100 % der nach Anrechnung der
Kassenleistung verbleibenden beihilfefähigen
Aufwendungen bei freiwilligen Mitgliedern der
gesetzlichen Krankenversicherung.
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In ganz besonderen Härtefällen kann die Fest-
setzungsstelle mit Zustimmung des Ministeri-
ums für Inneres und Sport den Bemessungssatz
erhöhen.

Da die Beihilfe zusammen mit den Leistun-
gen aus der Krankenversicherung 100 % der bei-
hilfefähigen Aufwendungen nicht überschreiten
darf, wird die Beihilfe um den eventuell über-
steigenden Betrag gekürzt, z.B. bei einer Bemes-
sungssatzänderung aufgrund der Ruhestands-
versetzung und (noch) nicht erfolgter Beitrags-
satzanpassung in der privaten Krankenversiche-
rung!

4. Kostendämpfungs-
pauschale

Ab 01.01.2011 gilt eine Kostendämpfungs-
pauschale. Die auszuzahlende Beihilfe wird je
Kalenderjahr um folgenden Betrag gekürzt:

bei der Besoldungsgruppe A 12 - A 15 
um 300,- €

bei der Besoldungsgruppe A 16       um 450,- €.

Bei Teilzeitbeschäftigung erfolgt die Kürzung
anteilig. 

Bei AnwärterInnen entfällt die Kürzung. Pro
Kind wird die Kostendämpfungspauschale um
40,- € gemindert. Bei Versorgungsempfängern
bemisst sich die Kostendämpfungspauschale
nach dem Ruhegehaltssatz. 

Die Kostendämpfungspauschale entfällt bei
Aufwendungen 

für Maßnahmen zur Gesundheitsvorsorge

für Maßnahmen zur Früherkennung

für Schwangerschaftsüberwachung, Schwanger-
schaftsgymnastik und in Zusammenhang mit
der Schwangerschaft verordneten Arzneimittel,
Verbandsmittel etc.,

und bei dauernder Pflegebedürftigkeit.

5. Rechtsgrundlagen
Saarländisches Beamtengesetz in der Fassung
vom 8. Dezember 2010, § 67 Beihilfe. 

Verordnung über die Gewährung von Beihilfen
in Krankheits-, Pflege-, Geburts- und Todesfäl-
len (Beihilfeverordnung – BhVO) in der Fas-
sung vom 08. Dezember 2010. 

Ausführungsvorschriften zur Beihilfeverord-
nung in der Fassung vom 10. September 2009.

Anträge und weiter Informationen finden sich
auf den Informationsseiten der ZBS: 
www.saarland.de/zbs.htm. 

Postanschrift:
Landesamt für Zentrale Dienste, Beihilfestelle,
Am Stadtgraben 2-4, 66022 Saarbrücken

Stand: 01. Januar 2011
Angaben ohne Gewähr 
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Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

Beitrittsformular
Schnuppermitglied

Gewerkschaft
Erziehung und Wissenschaft
Saarland
Mainzer Str. 84

66121 Saarbrücken

Beiträge / Datenschutz

Schnuppermitgliedschaft bedeutet: In den ersten
drei Monaten der Mitgliedschaft wird kein Beitrag ent-
richtet, ab dem 4. Monat beträgt der Beitrag 4,- Euro
und Sie haben Anspruch auf Rechtsschutz sowie die
Leistungen unserer Berufshaftpflicht. Jedes Mitglied der
GEW ist verpflichtet, den satzungsgemäßen Beitrag zu
entrichten und seine Zahlungen daraufhin regelmäßig zu
überprüfen. Änderungen des Beschäftigungsverhältnis-
ses bzw. Studiums mit Auswirkungen auf die Beitrags-
höhe sind umgehend der Landesgeschäftsstelle mitzu-
teilen. Überbezahlte Beiträge werden nur für das lau-
fende und das diesem vorausgehende Quartal auf
Antrag verrechnet. Die Mitgliedschaft beginnt zum
nächstmöglichen Termin. Der Austritt ist mit einer Frist

von drei Monaten zum Quartalsende schriftlich dem
Landesverband zu erklären. Die angegebenen perso-
nenbezogenen Daten werden nur zur Erfüllung unserer
satzungsgemäßen Aufgaben auf Datenträger gespei-
chert und entsprechen den Bestimmungen des Bundes-
datenschutzgesetzes geschütz.

Einverständniserklärung zur Abbuchung /
Widerrufsrecht

Mit dem Absenden des Formulars stimmen Sie grund-
sätzlich der Abbuchung eines ggf. später zu erhebenden
Beitrages von Ihrem Konto zu. Sie können der
Kontoabbuchung innerhalb der gesetzlichen Frist von
sechs Wochen widersprechen.

Anrede:

Name:

Vorname:

Strasse, Nr.:

PLZ, Ort

Land:

Telefon:

E-Mail:

Geburtsdatum:

Nationalität:

Name der Bank, Ort:

Kontonummer:

Bankleitzahl:

Lehramt:

Studienseminar:

Voraussichtlicher Studienabschluss

Hochschule (mit PLZ und Ort):

Ich habe Interesse an der Mitarbeit:

Unterschrift, Datum, Ort

Ja � Nein �



Für Lehramtsanwärter
3 Monate kostenlose
Schnuppermitgliedschaft!


